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Gesamtschuldnern oder Gesamtgläubigern gegen ein erst­
instanzliches Urteil, das gegenüber allen Gesamtschuldnern 
oder Gesamtgläubigern ergangen ist, Berufung einlegt, die 
ganz oder teilweise erfolgreich ist. Eindeutig liegt insoweit 
keine notwendige Kläger- oder Verklagtengemeinschaft vor. 
Jeder Gesamtgläubiger kann selbständig klagen, und jeder 
Gesamtschuldner kann selbständig verklagt werden (§§ 434 
Abs. 1, 435 Abs. 1 ZGB), so daß auch jeder von ihnen selbst 
entscheiden kann, ob er gegen ein ihn und zugleich andere 
Gesamtschuldner und Gesamtgläubiger betreffendes erst­
instanzliches Urteil Berufung einlegt. Die Rechtskraft des 
erstinstanzlichen Urteils wird gegenüber denjenigen, die 
keine Berufung eingelegt haben, gemäß § 153 Abs. 1 ZPO 
nicht gehemmt.

Daraus ergeben sich aber dann unbillige und unverständ­
liche Konsequenzen, wenn im Berufungsverfahren das Urteil 
der ersten Instanz zugunsten der Gesamtschuldner oder 
Gesamtgläubiger, die Berufung eingelegt haben, abgeändert 
wird und diese Abänderung die anderen nur deshalb nicht 
erfaßt, weil sie nicht am Berufungsverfahren beteiligt waren. 
Es wird deshalb folgende neue Bestimmung vorgeschlagen:

„Wird auf Grund der Berufung eines Gesamtschuldners 
oder Gesamtgläubigers das Urteil erster Instanz aufgehoben 
und der Rechtsstreit anderweitig entschieden, ist diese 
Entscheidung auch gegenüber den am Verfahren erster 
Instanz beteiligten anderen Gesamtschuldnern oder Gesamt­
gläubigern zu treffen, wenn die Aufhebung nicht auf 
Gründen beruht, die nur vom Berufungskläger geltend 
gemacht werden konnten, “io
Kassations- und Wiederaufnahmeverfahren * So

In diesem Zusammenhang sollen auch für das Kassations­
und das Wiederaufnahmeverfahren einige wenige Neurege­
lungen vorgeschlagen werden.

So sollte klargestellt werden, daß nicht nur die Kassation

einer Entscheidung eines Kreisgerichts, sondern auch die 
Kassation ihrer Begründung vom Staatsanwalt des Bezirks 
und vom Direktor des Bezirksgerichts beim Bezirksgericht 
beantragt werden kann. Damit wird § 160 Abs. 2 ZPO 
korrekt gefaßt, denn für die sich nach dem Wortlaut dieser 
Regelung ergebende Einschränkung des Kassationsantrags­
rechts beim Bezirksgericht waren und sind keine Gründe 
erkennbar, ч

In Übereinstimmung mit der für das Berufungsverfahren 
vorgesehenen Regelung sollte auch dem Kassationsgericht 
ausdrücklich das Recht eingeräumt werden, im Falle der 
Zurückverweisung der Sache dem betreffenden Instanzgericht 
bindende Weisungen zur weiteren Sachaufklärung, zur recht­
lichen Würdigung und zur Beseitigung verfahrensrechtlicher 
Mängel zu erteilen.

Des weiteren wird vorgeschlagen, § 162 ZPO dahingehend 
zu ändern, daß im Falle der Kassation einer gerichtlichen 
Einigung — unter Beibehaltung des Grundsatzes der Zurück­
verweisung — das Kassationsgericht die Möglichkeit erhält, 
ausnahmsweise in der Sache selbst zu entscheiden.

Die Wiederaufnahme eines Verfahrens sollte künftig auch 
dann zulässig sein, wenn das Verfahren durch eine gericht­
liche Einigung abgeschlossen wurde. Die Notwendigkeit 
hierfür wird insbesondere darin gesehen, daß die in § 163 
Abs. 1 ZPO genannten Tatbestände auch in den Verfahren 
auftreten können, die durch eine gerichtliche Einigung 
beendet wurden, während Anfechtungsgründe i. S. des § 70 
ZGB in diesen Fällen nicht immer gegeben sein müssen.^ 10 11 12

10 Die Rechtsprechung hat auch für diese gesetzliche Neuregelung 
Ansatzpunkte geschaffen (vgl. OG, Urteil vom 4І März 1983 
— OAK 2/83 —; Gemeinsame Standpunkte des Obersten Gerichts 
und des Ministeriums der Justiz vom 20. November 1985, a. a. O., 
S. 26.

11 Vgl. ZPO-Kommentar, a. a. O., Anm. 2 zu § 160 (S. 247).
12 Vgl. H. Kietz C. Schröpfer, „Zu einigen Aspekten der gericht­

lichen Einigung de lege ferenda“, NJ 1989, Heft 6, S. 246 ff.

Erfahrungen aus der Praxis
Koordinierte Vorbeugungsarbeit in Thale
In seinem Beitrag „ Initiativen zur Erhöhung der Rechtssicher­
heit“ (NJ 1988, Heft 9, S. 363) hat H. H o r n b u r g  über Er­
gebnisse berichtet, die in der Stadt Thale auf der Grundlage 
des gemäß § 56 Abs. 2 GöV vom Kreistag Quedlinburg 1986 
verabschiedeten langfristigen Programms erzielt wurden. Die 
weiteren Erfahrungen bei der Realisierung des Programms 
bekräftigen, daß vorbildliche Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit sowie sichtbare Rechtskultur nur durch kontinuierliche 
und gezielte Arbeit weiter ausgeprägt werden. Komplexes 
Vorgehen bei voller Wahrnehmung der individuellen Verant­
wortung in den einzelnen Bereichen, Organen, Dienststellen 
und Betrieben ist dafür eine grundlegende Voraussetzung.

Im Zusammenhang damit ist insbesondere auch eine Qua­
lifizierung des Beitrags des Staatsanwalts gefordert. Die Er­
kenntnisse aus seinen Arbeitsbereichen müssen noch stärker 
für die vorbeugend-erzieherische Tätigkeit verwertbar ge­
macht werden, um Rechtsverletzungen sowie sorglosem und 
gleichgültigem Verhalten zu Recht und Gesetzlichkeit entge­
genzuwirken. In diesem Sinne konzentriert sich der Staats­
anwalt des Kreises Quedlinburg in der Zusammenarbeit mit 
dem Rat der Stadt Thale und speziell mit dem größten und 
bestimmenden Betrieb im Territorium, dem VEB Eisenhütten­
werk Thale (EHW), auf eine konstruktive, aktuelle und sach­
dienliche Übermittlung von Erfahrungen und Schlußfolgerun­
gen zu Schwerpunkten der begünstigenden Bedingungen von 
Straftaten und anderen Rechtsverletzungen.

Dem Rat werden bereits seit Jahren regelmäßig (zum Teil 
monatlich) derartige, für seine Entscheidungen bedeutsame 
Informationen zugeleitet, wobei die das EHW betreffenden 
Mitteilungen gesondert ausgewiesen werden.

Der Kreisstaatsanwalt nutzt auch seine Tätigkeit als von 
der Volksvertretung in die Ständige Kommission Inneres des 
Kreistags berufener Bürger, um entsprechende Fragen der 
Wiedereingliederung zu behandeln. Damit wird die Zusam­
menarbeit mit dem Direktor und anderen Leitungskadern 
des EHW gefördert, in deren Ergebnis Maßnahmen zur Durch­
setzung einer höheren Arbeitsdisziplin in diesem Betrieb 
wirksam werden.

In Ratssitzungen und in den alle zwei Jahre stattfindenden 
Sicherheitskonferenzen des Rates der Stadt Thale informiert 
der Staatsanwalt über die Entwicklung der Kriminalität, über

Ursachen und Zusammenhänge von Straftaten und anderen 
Rechtsverletzungen und vermittelt Hinweise für die Vorbeu­
gung. Im Ergebnis der Zusammenkünfte werden in einer ge­
sonderten Ratssitzung Schlußfolgerungen beraten und Lei­
tungsentscheidungen getroffen. Durch dieses Zusammenwir­
ken gelang es zunehmend besser, territoriale Gesamtinteres­
sen und betriebliche Erfordernisse miteinander zu verbinden.

Die Informationsbeziehungen zwischen Staatsanwalt und 
EHW sind der ökonomischen Stellung dieses Betriebes im Ter­
ritorium entsprechend langfristig und konzeptionell angelegt. 
Der Staatsanwalt wertet die bei der Analyse von Straftaten 
und bei der Untersuchung von anderen Rechtsverletzungen 
getroffenen Feststellungen einschließlich der Erkenntnisse aus 
den Maßnahmen der Allgemeinen Gesetzlichkeitsaufsicht dif­
ferenziert mit Leitungskollektiven des Betriebes sowie mit 
der Gewerkschafts- und der FDJ-Leitung aus. In diesem Jahr 
fanden entsprechende Zusammenkünfte im April mit der Be­
triebsgewerkschaftsleitung und im Juni mit der FDJ-Leitung 
statt.

Der Staatsanwalt des Kreises unterstützt die Leitungs­
tätigkeit im Betrieb insbesondere auf folgenden Gebieten:
— die gewissenhafte Handhabung des Rechts in der Arbeit 

der Konfliktkommissionen,
— die Vorbeugung von Bränden, Havarien und anderen ver­

meidbaren Produktionsstörungen,
— der Schutz sensibler Technik,
— die Qualifizierung der Leiter aller Ebenen des Betriebes 

zur sachkundigen Wahrnahme ihrer rechtlichen Verant­
wortung bei der Leitung der Kollektive, Organisation der 
Arbeit und Vermeidung von Verlusten.
Bewährt haben sich in dieser Beziehung Gespräche und 

Problemdiskussionen mit Leitern und Kollektiven am Ar­
beitsplatz, die Kontrolle der Durchführung staatsanwaltschaft- 
licher Forderungen im Zusammenhang mit Aufsichtsmaßnah­
men und der Einfluß des Staatsanwalts auf die Leitungstätig­
keit der übergeordneten Organe.

Eine weitere Form öffentlichkeitswirksamer Arbeit ist die 
stärkere Nutzung der Betriebszeitung für die Rechtserziehung. 
Der Kreisstaatsanwalt nimmt Einfluß auf eine kontinuierliche 

Bewährt haben sich in dieser Beziehung Gespräche und 
Gesetzlichkeit.

Insgesamt haben sich im Betrieb folgende Ergebnisse 
und Arbeitserfahrungen gezeigt:

Von 1980 bis 1988 wurde im Eisenhüttenwerk Thale eine


